
 

Politik für die Katz’ | Anke Feil | Zum Ahl 1 | 63633 Birstein 

Kontakt: info@politik-fuer-die-katz.de​
Web: Politik-fuer-die-katz.de 

 
 
An den 
Niedersächsischen Landtag 
- Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz -​
- Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen -  
- Ausschuss für Haushalt und Finanzen -  
 
 
Hannover 
 

31.05.2026 
 
Stellungnahme zur Jagdrechtsnovelle Drucksache 19/10492, 
konkret zur Position der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Spitzenverbände zur Novelle des § 29 NJagdG in der Anhörung 
vom 3.6.2026​
 
Betreff:  Rechtliche Einordnung verwilderter Hauskatzen als Fundtiere 

Sehr geehrte Abgeordnete, 

im Rahmen der Novellierung des § 29 (Töten von Hauskatzen) niedersächsischen 
Jagdgesetzes lautete der Vortrag der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Spitzenverbände in der Anhörung am 3.6.2026, verwilderte Katzen seien keine 
Fundtiere und hätten keinen Eigentümer.​
Das ist ein fundamentaler Fehler, der in die neue Regelung des § 29 NJagdG nicht 
einfließen darf. Der Abschuss einer Katze greift nämlich unmittelbar in das 
Eigentumsrecht der Bürger ein. ​
​
Die Position der Spitzenverbände ist rechtlich nicht haltbar und widerspricht der 
herrschenden Meinung in Rechtsprechung und Literatur sowie der Auffassung der 
Bundesregierung. Es ist nicht nur in Niedersachsen in der Breite gelebte 
Verwaltungspraxis (drei Beispiele finden Sie in der Anlage - auf Wunsch schicke ich 
gerne mehr Beispiele). Das wissen die Spitzenverbände auch (siehe Anlage: 
Anschreiben der Bundestierschutzbeauftragten).​
​
Zum Glück hat der Bundesgesetzgeber in der Gesetzesbegründung zu § 13b 
TierschG 1 und im Tierschutzbericht2 bereits vor vielen Jahren klargestellt: Katzen 

2  Seiten 24 und 25 des Tierschutzbericht der Bundesregierung 2019, Drucksache 18/6750, 
https://www.bmleh.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Tiere/Tierschutz/Tierschutzbericht-2019.pdf 

1 vergleiche Begründung S. 32, zu Nr. 25, Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Tierschutzgesetzes, Deutscher Bundestag Drucksache 17/10572, 
https://dserver.bundestag.de/btd/17/105/1710572.pdf,  
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sind keine Wildtiere. Katzen sind domestizierte Haustiere, die nicht an ein Leben 
ohne menschliche Obhut angepasst sind.​
​
Auch deshalb gelten sie grundsätzlich als Fundtiere!  

Katzen sind seit Jahrtausenden domestiziert. Daran ändert sich innerhalb eines 
Jahres, eines Jahrzehnts oder innerhalb von zwei oder drei Generationen nichts. 
Tierschutzvereine nicht nur in Niedersachsen sichern, vermitteln, kastrieren und 
betreuen seit über 45 Jahren Katzen, die zunächst keinem Menschen zugeordnet 
werden können. Alle Katzen, die aktuell freilaufen, sind daher direkt aus 
Menschenhand oder erste, maximal zweite Generation. Genau aus diesem Grunde 
warten viele Vereine auf die beschlossene landesweite Katzenschutzverordnung mit 
einer Kastrationspflicht für Katzenhalter, die die restlichen 50% der Landesfläche 
abdeckt, in der noch keine lokale Verordnung gilt. Für die meisten 
Tierschutzorganisationen ist die Gewöhnung dieser Tiere an den Menschen tägliche 
Praxis. Viele werden das kennen, sobald eine Katze ins Haus kommt, benötigt sie 
eine Zeit, um sich einzugewöhnen, die Gewöhnung an den Menschen dauert meist 
nicht länger.  ​
​
Um die Gesetzgebung auf ein rechtlich sicheres Fundament zu stellen, möchten wir 
Sie auf die tatsächliche Rechtslage aufmerksam machen, die verwilderte Katzen 
eindeutig als Fundtiere und damit als Eigentum klassifiziert. ​
 

1. Die Rechtsprechung (BVerwG) 
Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem grundlegenden Urteil vom 26. April 
2018 (BVerwG 3 C 24.16) unmissverständlich klargestellt, dass von einem Fundtier 
zwingend auszugehen ist, wenn das Eigentum an einer besitzlosen Sache (Fundtier) 
nicht mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann. Haustiere stehen 
somit prinzipiell immer im Eigentum von jemandem, auch wenn sie - wie im 
konkreten Fall - verwildert sind. Das Urteil ist als Anlage beigefügt. Die 
Randnummern 16, 17 und 18 sind im Zusammenhang mit der aktuellen Begründung 
der Niedersächsischen Jagdgesetznovelle besonders lesenswert.​
 ​
In Randnummer 18 des Urteils, Aktenzeichen BVerwG 3 C 24.16, heißt es: 

“Das Fundrecht zielt darauf, der Gefahr eines dauerhaften Verlustes von 
Sachen zu begegnen, und schützt so das Eigentum. Entsprechend haben die 
öffentlich-rechtlichen Aufgaben der Fundbehörden eine polizeirechtliche 
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Ausrichtung. Das gebietet, eine hinreichende Wahrscheinlichkeit für das 
Vorliegen einer Fundsache ausreichen zu lassen. Dem entspricht der in einer 
Fundsituation typischerweise bestehende Beweisnotstand. Die 
Eigentumsvermutung des Besitzes (§ 1006 BGB) greift nicht und auch sonst 
fehlt es regelmäßig an Anhaltspunkten, auf deren Grundlage sich Eigentum 
belastbar feststellen ließe. Sollen Sinn und Zweck des Fundrechts nicht 
unterlaufen werden, ist dem beweisrechtlich Rechnung zu tragen. Es bedarf 
daher keines Eigentumsnachweises (vgl. VGH Bremen, Urteil vom 13. 
Dezember 1955 - BA 66/55 - DVBl 1956, 628 <629>). Vielmehr ist von einer 
Fundsache schon dann auszugehen, wenn Eigentum an einer besitzlosen 
Sache nicht mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann. Das 
gilt entsprechend für Fundtiere. “​
 

2. Die herrschende Meinung in der Rechtswissenschaft 
Dass aufgefundene - auch verwilderte Katzen - den Fundtierstatus besitzen und die 
Kommunen als Fundbehörde für die Verwahrung zuständig sind, entspricht der 
herrschenden Meinung in Literatur und Rechtsprechung. Dies wird im Kommentar 
zum Tierschutzgesetz (Hirt, Maisack, Moritz und Felde, 4. Auflage 2023, Einleitung, 
Rdnrn. 116 ff. detailliert ausgeführt und die Quellen zusammengefasst. So auch der 
Hessische Landestierschutzbeauftragte, Jerzembek (siehe Anlage)​
​
Dabei ist es unerheblich, ob die Tiere gekennzeichnet, registriert, gegenüber 
jedermann menschenlieb sind, gegenüber einer Person menschenlieb sind, 
gegenüber niemandem menschenlieb sind, krank sind, ein Halsband tragen, Kitten 
oder Senioren sind, mit der Hand oder mit einer Falle eingefangen wurden.  

3. Die Position der Bundesregierung (Tierschutzbericht 2019) 
Dass verwilderte Hauskatzen und deren Nachkommen keine Tiere sind, die keinen 
Eigentümer haben, sondern Fundtiere sind, wurde bereits im Tierschutzbericht der 
Bundesregierung 2019 (Seiten 24 und 25) für alle Behörden richtungsweisend 
dargelegt. 

Nachfolgend die entsprechende Passage aus dem Tierschutzbericht der 
Bundesregierung 2019 vollständig: 

„Die Fundtierkostenerstattung richtet sich nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch. So gilt das Fundrecht gemäß § 90a des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB) auch für Tiere. Tiere, die besitzlos aber nicht 
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herrenlos sind, gelten als Fundsachen im Sinne von § 965 Absatz 1 BGB. 
Nach § 966 Absatz 1 BGB ist der Finder zur Verwahrung der Fundsache 
verpflichtet. Nach § 967 BGB ist der Finder berechtigt, die Fundsache an 
die zuständige Behörde abzuliefern. Damit ist die zuständige Gemeinde 
des Fundortes zur Verwahrung der Sache verpflichtet. Für eine auf ihre 
Veranlassung durchgeführte Unterbringung eines Fundtieres im Tierheim 
hat sie daher die Kosten zu übernehmen. Zwar geht nach § 973 Absatz 1 
BGB mit Ablauf von sechs Monaten nach Anzeige des Fundes 
grundsätzlich das Eigentum auf den Finder über, verzichtet aber der Finder 
nach § 976 Absatz 1 BGB der zuständigen Behörde gegenüber auf das 
Recht zum Erwerb des Eigentums an der Sache, so geht sein Recht auf die 
Gemeinde des Fundorts über. Die Kostenübernahmepflicht besteht dann 
fort. 

Im Ergebnis der zweiten Sitzung des Runden Tisches Tierheime am 13. 
Februar 2017 wurde das BMEL gebeten, in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) eine 
Rechtsauslegung der Bundesregierung zum Fundtierbegriff zu erarbeiten. 
Das BMJV bestätigt die vom BMEL vertretene Rechtsauslegung zum 
Fundtierbegriff, wonach bei aufgefundenen Haustieren zunächst von der 
Regelvermutung auszugehen ist, dass es sich um ein Fundtier handelt. 
Ohne entgegenstehende Anhaltspunkte könne bei aufgefundenen 
Haustieren nicht davon ausgegangen werden, dass sie ausgesetzt oder 
zurückgelassen wurden. An den Nachkommen von entlaufenen, verlorenen 
und ausgesetzten Tieren setzt sich das Eigentum am Muttertier 
grundsätzlich fort. Auf die Besitzverhältnisse, die am Muttertier zum 
Zeitpunkt der Geburt der Nachkommen bestehen bzw. bestanden haben, 
kommt es dabei nicht an. Nachkommen eines Fundtieres sind daher 
ebenfalls als Fundtiere zu betrachten. 

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat mit Urteil vom 26. April 
2018 (BVerwG 3 C 24.16) entschieden, dass das in § 3 Satz 1 Nummer 3 
TierSchG normierte bußgeldbewehrte Verbot, Haustiere auszusetzen oder 
zurückzulassen, dazu führt, dass die Eigentumsaufgabe (Dereliktion, § 959 
BGB) an einem Tier durch Aussetzen oder Zurücklassen gar nicht 
wirksam möglich ist, da gegen ein bußgeldbewehrtes Verbotsgesetz 
verstoßen wird. Verwilderte Haustiere sind daher nicht als herrenlose 
Tiere, sondern als Fundtiere zu behandeln.“ 
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4. Der Runde Tisch Tierheime. Bereits in den Jahren 2015 und 2016 befasste sich 
der Runde Tisch Tierheime unter Beteiligung des Städtetages sowie des Städte- und 
Gemeindebundes intensiv mit der Unterbringung von Fundtieren. Die kommunale 
Verantwortung für diese Tiere war hier bereits unbestrittener Konsens. Die 
Kommunen wurden im Rahmen der langjährigen Beratungen am Runden Tisch 
nachdrücklich daran erinnert, bei der Einordnung der Tiere eine großzügige Praxis 
anzuwenden und die Verantwortung sowie die Kosten für die ordnungsgemäße 
Unterbringung und Pflege uneingeschränkt zu tragen. Dies geschah schon zu 
diesem Zeitpunkt auch mit dem Hinweis auf die aktuelle Rechtsprechungspraxis und 
mit der Zustimmung der Spitzenverbände.  

5. Amtliche Stellungnahme der Landestierschutzbeauftragten (2020) und der 
Fundtier-Runderlass (2025). Auch in Niedersachsen wurden die 
Gerichtsentscheidung und die Ergebnisse sowie der Fundtierbegriff (Fundrecht) aus 
den runden Tischen in Stellungnahmen und Runderlassen und die Folgen für den 
Umgang mit Fundtieren (Tierschutzrecht) erläutert. Der niedersächsische 
Runderlass zum Begriff Fundtiere sowie der flankierende Tierschutz-Runderlass 
stellen klar, dass Katzen gattungsmäßig Haustiere und somit Fundtiere sind. Für 
freilebende, dem Menschen entwöhnte Katzen wird festgehalten, dass eine 
dauerhafte Haltung in geschlossenen Einrichtungen im Einzelfall tierschutzwidrig 
nach § 2 Tierschutzgesetz sein kann. Die ordnungsrechtliche Verwahrpflicht der 
Gemeinde entfällt dadurch jedoch nicht: Das Tierschutzrecht gibt hier lediglich 
vor, dass die Verwahrung solcher Tiere im Einzelfall auf einem anderen Wege 
sichergestellt werden muss. Die “vollumfängliche Versorgung” (Vgl. 
Gesetzesbegründung zu § 13b TierschG) muss sichergestellt sein.  

6. Fazit 
Ein Gesetz, das auf der falschen Annahme aufbaut, verwilderte Katzen hätten 
keinen Eigentümer, widerspricht dem Bundesrecht, der BVerwG-Rechtsprechung 
und der Auffassung der Bundesregierung. 

Die Begründung der Gesetzesnovelle, die das Nicht-Töten des Haustiers an einen 
Eigentumsnachweis koppelt, verlangt nach den Maßstäben des Bundesverwaltungs- 
gerichts zu viel. Eine Begründung, die für den Eigentumsnachweis auf 
Kennzeichnung und Registrierung abstellt, hat den Unterschied zwischen Halter und 
Eigentümer - die mit der des Fahrzeugbriefs vergleichbar ist - nicht im Blick. Der 
Gesetzgeber hat die Konditionen der Kennzeichnung und Registrierung für beide 
Tierarten vorgenommen. Wenn er dennoch beim Abschuss von Hund und Katze 
unterschiedliche Maßstäbe anlegt, obwohl er diese  Konditionen für beide Tierarten 
gleichermaßen in der Hand hat, sogar schon beschlossen hat, handelt er treuwidrig, 
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wenn er dennoch den Abschuss nur einer Haustierart forciert. Es kommen 
mindestens sachfremde Erwägungen zum Tragen, die zu einer Ungleichbehandlung 
des Katzeneigentümers gegenüber dem Hundeeigentümer führen.    

Wir fordern Sie daher eindringlich auf, diese rechtlichen Fakten bei der 
Ausgestaltung von § 29 des niedersächsischen Jagdgesetzes zu 
berücksichtigen und sich nicht auf rechtsirrige Annahmen zu stützen. 

7. Was ist die Absicht hinter der kommunalen Forderung, dass Katzen 
nicht unter das Fundrecht fallen?​
Warum kommt dieser Vortrag ausgerechnet von der Arbeitsgemeinschaft der 
Kommunalen Spitzenverbände? ​
Wenn der Abschuss von Fundtieren im Jagdgesetz verbleibt, können Tiere im Revier 
vermeintlich rechtmäßig getötet werden, wodurch für die Kommunen keine Kosten 
für Unterbringung, Pflege oder tierärztliche Versorgung des Fundtieres entstehen. 
Das Jagdgesetz würde somit als Instrument missbraucht, um sich der Pflichtaufgabe 
Fundwesen in gewissem Umfang zu entziehen. ​
​
8. Das Fundtierwesen Niedersachsen: ​
Die Pflichten der Gemeinde umfassen die Entgegennahme von Fundtieren, die 
tierschutzgerechte Unterbringung und artgerechte Versorgung des Fundtieres, 
Veröffentlichung des Fundes und aktive Eigentümerermittlung. 

Die Zurückweisung der Fundtierverantwortung durch die Gemeinde hat direkte 
Auswirkungen auf die Eigentumsrechte der Bürger. Wie soll eine gefundene Katze 
zurück zum Eigentümer gelangen, wenn weder Verwahrung noch Veröffentlichung 
stattfinden? Und nein, Tasso ist ein Register für verloren gegangene Tier, es wird 
privat geführt. Im Gegensatz dazu ist das Fundtierwesen eine hoheitliche Aufgabe, 
die Tierschutzorganisationen auch nicht übertragen werden kann.​
 

●​ Veröffentlichungspflicht: Wird das Veröffentlichung eines Katzenfundes 
unterlassen, stellt es nicht nur eine Ungleichbehandlung gegenüber 
leblosen Fundgegenständen wie Schlüsseln oder Fahrrädern dar, mithin 
eine Schlechterstellung von tierischem Eigentum und damit einem 
eklatanten Widerspruch zu Art. 3 GG, Art. 14 GG und 20a GG, sondern 
führt auch zu rechtlichen Folgeproblemen. 

●​ Die Blockade der Eigentumsübertragung: Die ordnungsgemäße 
Bekanntmachung einer Fundsache ist ein hoheitlicher Akt. Unterbleibt 
diese amtliche Veröffentlichung durch die zuständige Behörde, kann ein 
Tierschutzverein, der das Tier später in die Vermittlung gibt, dem neuen 
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Besitzer nicht wirksam Eigentum übertragen. Die Verweigerung der 
Veröffentlichung schädigt somit die Rechtssicherheit sowohl der 
ursprünglichen Eigentümer als auch der Neuen. 

●​ Das Kosten-Nutzen-Verhältnis bei korrekter Umsetzung: Dabei zeigt 
die praktische Umsetzung, dass die Einhaltung des Fundrechts und 
Bereitstellung eines Fundtierwesens innerhalb weniger Jahre zu einer 
optimalen Kosten-Nutzen-Relation führt. Wird das Fundrecht konsequent 
angewendet – kombiniert mit der Rückführung gekennzeichneter Tiere 
und lokalen Kastrationsmaßnahmen – führt dies zu einer dauerhaften 
Senkung der Aufwendungen für die Fundtierbetreuung und entlastet die 
kommunalen Finanzen nachhaltig. 

●​ Leider stehen die kommunalen Spitzenverbände auch bei der 
nachweislich kostenneutral umzusetzenden Katzenschutzverordnung 
auf der Bremse.  

Fazit​
Das Jagdrecht hat nicht das Ziel, die Aufgaben der Kommunen und die dort 
anfallenden Fundsachen durch Abschießen zu beseitigen. Die fundrechtlichen 
Pflichten der Kommunen sind durch die Bundesgesetzgebung und die 
höchstrichterliche Rechtsprechung final vorgegeben. Die Katze, auch die 
verwilderte, ist ein Fundtier, ist Eigentum. ​
​
Entscheiden Sie bitte deshalb: ​
Die Tötung von Katzen wird verboten. ​
Der Einsatz von Totschlag-Fanggeräten wird verboten.​
Die Regelung für Hunde ist auf die Katzen zu übertragen. 

Mit freundlichen Grüßen 

​
Sabine Mahlow​ ​ ​ ​ Anke Feil​
Aktive für Politik für die Katz’​ ​ ​ Initiatorin von Politik für die Katz’​
​
​
Anlagen: ​
- Ministerium Mecklenburg Vorpommern - verwilderte Katze​
- BVerwG 3 C 24.16, Urteil vom 26. April 2018 Haustiere gleich Eigentum​
- Fallbeispiel Landkreis in Hessen - verwilderte Katze​
- Bundestierschutzbeauftragte - 2026​
- LTB - Hessen - Stellungnahme 
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Anhang:  Zahlen zu verwilderten Katzen in Niedersachsen 

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände vertrat in der Anhörung 
am 3.6.2026 die Position, dass eine Beibehaltung des Abschusses von Katzen im 
Jagdrecht notwendig sei. Diese Behauptung wurde - wie oben bereits dargestellt, 
damit begründet, dass Katzen nicht unter das Fundrecht fallen. Darüber hinaus 
behauptet der AGKSV :  

●​ Es gibt eine hohe Anzahl verwilderter Katzen.  
●​ Diese Anzahl steigt. 

Zur These einer „hohen und steigenden Anzahl verwilderter Katzen“ 

●​ Es gibt weder für die Behauptung “hohe Zahl” noch für die Behauptung 
“steigende Anzahl” behördlichen Erhebungen oder wissenschaftlichen 
Erfassungen für das Land Niedersachsen.  

●​ Es gibt eine vergleichbare Aussage des Deutschen Tierschutzbund. Diese 
basiert allerdings auf einer pauschalen Schätzung, nicht auf Fakten. 

Zahlen für Niedersachsen und Grundlagen:  

●​ Was tatsächlich aktuell steigt, ist die Anzahl der Fundmeldungen bei den 
Kommunen, da Tierschutzaktive und Vereine vermehrt darauf achten, nicht 
nur abzuhelfen, sondern die gefundenen Tiere auch als Fundtier zu melden. 

●​ 2023 waren in Niedersachsen rund 536.000 Katzen (inklusive nicht gelöschter 
Einträge verstorbener Katzen) bei TASSO registriert, davon sind etwa 111.000 
nicht kastriert. 2025 waren in Niedersachsen rund 606.000 Katzen (inklusive 
nicht gelöschter Einträge verstorbener Katzen) bei TASSO registriert, davon 
sind etwa 130.000 nicht kastriert bzw. nicht mit Informationen zur Kastration 
versehen. 

●​ Entwicklung am Beispiel Osnabrück: Dass die Anzahl der obhutslosen 
Tiere zurückgeht, lassen lokale Daten wie z.B. jene des Katzenschutzbundes 
Osnabrück für das Stadtgebiet Osnabrück (z.T. auch Osnabrücker Land) 
vermuten. Im Rahmen von Kastrationsaktionen des Vereins wurden im 
Stadtgebiet Katzen aufgegriffen, kastriert, zu Eigentümern zurückgeführt, 
vermittelt oder an Futterstellen betreut. In den Tätigkeitsberichten des Vereins 
ist hierbei eine Verringerung der angetroffenen Tiere dokumentiert. Im Jahr 
2013 wurden im Stadtgebiet im Zuge dieser Aktionen noch über 300 Katzen 
kastriert, im Jahr 2019 sank die Zahl auf 97 Katzen, im Jahr 2020 auf 80 
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Katzen und im Jahr 2021 auf 61 Katzen. Der Verein koordinierte die 
Kastration auch für andere Vereine im Stadtgebiet. 

●​ Dokumentation in Ratsvorlagen: Dieser Rückgang lässt sich konkret in den 
offiziellen Mitteilungsvorlagen an den Rat der Stadt Osnabrück nachlesen.  

●​ Zahlen der Haustierregistrierung durch TASSO: Die landesweiten Daten 
zur Haustierregistrierung des Registers TASSO für das Jahr 2024 in 
Niedersachsen zeigen, dass sich Tiere einem Eigentümer zuordnen lassen, 
auch wenn sie abhandengekommen sind. Von 8.862 bei TASSO als vermisst 
gemeldeten Katzen wurden 6.688 Tiere an ihre Eigentümer zurückvermittelt. 
Das entspricht einer Rückführungsquote von 75,4 Prozent. Bei der Mehrheit 
der aufgegriffenen Tiere handelt es sich somit um entlaufene Haustiere mit 
Eigentümern. Bei TASSO können auch Tiere als verloren gemeldet werden, 
die nicht gekennzeichnet sind. 

​
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